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Sehr geehrte Mandantin,  

sehr geehrter Mandant, 

nachfolgend haben wir in dieser Ausgabe wieder aktuelle Urteile und Neuerungen aus dem Steuer- und Wirtschaftsrecht für Sie 

zusammengestellt. 

 

 STEUERRECHT 

 

Unternehmer 

IAB bei einer Personengesellschaft 

Hat eine Personengesellschaft einen Investitionsabzugsbe-

trag (IAB) für eine künftige Investition gebildet, kann die In-

vestition im sog. Sonderbetriebsvermögen des Gesellschaf-

ters durchgeführt werden. 

Hintergrund: Ein Unternehmer kann für künftige Investitio-

nen unter bestimmten Voraussetzungen einen IAB steuer-

mindernd bilden. Die Investition ist dann innerhalb von drei 

Jahren durchzuführen; andernfalls muss der IAB rückgängig 

gemacht werden. Wird die Investition durchgeführt, musste 

der IAB nach der bis 2015 geltenden Rechtslage im Jahr der 

Anschaffung in Höhe von 40 Prozent der Anschaffungs- und 

Herstellungskosten gewinnerhöhend hinzugerechnet wer-

den. Anschließend konnten die Anschaffungskosten in die-

ser Höhe wieder gewinnmindernd herabgesetzt werden; die 

anschließende Abschreibung fiel dann entsprechend gerin-

ger aus. 

Streitfall: Die Klägerin war eine Gesellschaft bürgerlichen 

Rechts (GbR), an der der A beteiligt war. Die GbR bilanzierte 

und bildete im Jahr 2008 einen gewinnmindernden IAB für 

zwei Wirtschaftsgüter, die sie anschaffen wollte. Drei Jahre 

später erwarb der A die beiden Wirtschaftsgüter und vermie-

tete sie an die GbR. Damit gehörten die Wirtschaftsgüter 

zum Sonderbetriebsvermögen des A. Das Finanzamt 

machte den IAB bei der GbR im Besteuerungszeitraum 2008 

rückgängig, weil die GbR keine Investitionen durchgeführt 

hatte, sondern nur ihr Gesellschafter A. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) gab der hierge-

gen gerichteten Klage statt: 

 Die GbR durfte einen IAB bilden, weil sie künftig Investitio-

nen durchführen wollte. 
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 Dieser IAB war nicht rückgängig zu machen; denn die In-

vestitionen wurden durchgeführt. Zwar sind die Anschaf-

fungen durch den Gesellschafter A in dessen Sonderbe-

triebsvermögen durchgeführt worden. Zum Betrieb einer 

Personengesellschaft gehört aber auch das Sonderbe-

triebsvermögen der einzelnen Gesellschafter, weil das Er-

gebnis des Sonderbetriebs in den steuerlichen Gewinn der 

Personengesellschaft eingeht. 

 Mit der Durchführung der Investition durch den Gesell-

schafter ist der IAB im Sonderbetriebsvermögen des Ge-

sellschafters gewinnerhöhend hinzuzurechnen. Denn der 

Gesellschafter nimmt auch die Abschreibung für die ange-

schafften Wirtschaftsgüter in Anspruch. 

Hinweise: Im Ergebnis wird der Gewinn also zwischen den 

Gesellschaftern verschoben. Die Bildung des IAB wirkt sich 

bei allen Gesellschaftern anteilig gewinnmindernd aus. Die 

Hinzurechnung des Investitionsabzugs bei Durchführung der 

Investition durch den Gesellschafter wirkt sich nur bei die-

sem gewinnerhöhend aus. 

Seit 2016 muss der IAB bei der Anschaffung des Wirt-

schaftsgutes nicht mehr zwingend gewinnerhöhend hinzu-

gerechnet werden, insoweit besteht nun ein Wahlrecht. 

Rückgängigmachung eines IAB 

Ein Investitionsabzugsbetrag (IAB) ist auch dann wegen 

Nichtvornahme der Investition rückgängig zu machen, wenn 

er zu Unrecht gebildet worden ist. 

Streitfall: Der Kläger hatte im Jahr 2011 einen IAB gebildet, 

obwohl er dies nicht hätte tun dürfen (seine Gewinngrenze 

war überschritten). Sein Einkommensteuerbescheid 2011 

wurde bestandskräftig. In der Folge führte er die Investition 

allerdings nicht durch. Der Kläger meint, der Bescheid für 

2011 könne nicht mehr geändert und der IAB nicht mehr 

rückgängig gemacht werden, da dies nur bei einem rechtmä-

ßig gebildeten IAB zulässig sei. 

Entscheidung: Dem folgten die Richter des BFH nicht: 

 Die Vorschrift, nach der der IAB bei unterbliebener Investi-

tion rückgängig zu machen ist, differenziert nicht danach, 

ob im Abzugsjahr sämtliche materiell-rechtlichen Voraus-

setzungen für den Abzug vorgelegen haben. 

 Auch soll nach dem Zweck der Norm der IAB immer dann 

rückwirkend rückgängig gemacht werden, wenn die beab-

sichtigte Investition innerhalb des dreijährigen Investitions-

zeitraums nicht vorgenommen wurde. Dieser Zweck wird 

unabhängig davon erfüllt, ob im Veranlagungszeitraum des 

Abzugs die Gewinngrenze unter- oder überschritten war. 

Hinweis: Stellt ein Unternehmer nach Bildung des IAB fest, 

dass er den IAB zu Unrecht gebildet hat, kann er umgehend 

die Änderung des Bescheids zu seinen Ungunsten beantra-

gen. Auf diese Weise verhindert er, dass der Bescheid erst 

nach Ablauf des dreijährigen Investitionszeitraums geändert 

wird und so eine relativ hohe Zinsfestsetzung entsteht. 

Keine Hinzuschätzung wegen fehlender 
fortlaufender Rechnungsnummern 

Das Finanzamt darf keine Hinzuschätzungen vornehmen, 

wenn der Unternehmer im Rahmen einer Einnahmen-Über-

schussrechnung keine fortlaufenden Rechnungsnummern 

verwendet hat, sondern eine zufällige, durch den Computer 

erzeugte Nummerierung. Der Ausweis einer solchen zufälli-

gen Nummerierung spricht nicht für die Unvollständigkeit der 

erfassten Einnahmen. 

Hintergrund: Umsatzsteuerrechtlich müssen Rechnungen 

u. a. eine fortlaufende Nummer enthalten, damit der Rech-

nungsempfänger einen Vorsteuerabzug geltend machen 

kann. Ist die Nummerierung der Ausgangsrechnungen un-

vollständig, können sich jedoch auch für den Rechnungs-

aussteller Konsequenzen ergeben, weil das Finanzamt 

dann vermutet, dass ein Teil der Ausgangsrechnungen 

„schwarz“ vereinnahmt worden ist. 

Streitfall: Der Kläger führte Veranstaltungen durch, die auf 

seiner Internetseite gebucht werden konnten. Bei einer Bu-

chung wurde eine Buchungsnummer elektronisch erzeugt; 

die Buchungsnummer setzte sich aus der jeweiligen Veran-

staltungsnummer und aus einer weiteren Nummer, beste-

hend aus dem Geburtsdatum des Buchenden und dem 

Rechnungsdatum, zusammen. Dadurch entstanden keine 

fortlaufenden Rechnungsnummern. Der Kläger ermittelte 

seinen Gewinn durch Einnahmen-Überschussrechnung. 

Das Finanzamt beanstandete, dass der Kläger keine fortlau-

fenden Rechnungsnummern verwendet hatte und erhöhte 

den Gewinn durch eine Hinzuschätzung. 

Entscheidung: Das Finanzgericht Köln (FG) gab der Klage 

statt: 

 Bei der Einnahmen-Überschussrechnung besteht die 

Pflicht, die Einnahmen einzeln aufzuzeichnen. Dieser 

Pflicht ist der Kläger nachgekommen. 

 Hingegen besteht bei der Einnahmen-Überschussrech-

nung keine Pflicht, fortlaufende Rechnungsnummern zu 

verwenden. Eine solche Pflicht ergibt sich zwar aus dem 

Umsatzsteuergesetz; sie hat aber nur Bedeutung für den 

Vorsteuerabzug des Rechnungsempfängers. 

 Im Streitfall hat der Kläger systembedingt und damit be-

wusst eine lückenhafte Nummernfolge verwendet, indem 

er die Buchungsnummer mit der Veranstaltungsnummer, 

dem Datum und dem Geburtsdatum des Kunden kombi-

niert hat. Aus den sich hieraus ergebenden Lücken kann 

nicht auf eine Unvollständigkeit der Einnahmen geschlos-

sen werden. Anhaltspunkte für eine unvollständige Einnah-

menerfassung, wie z. B. ungeklärte Geldzuflüsse oder 

doppelt vergebene Rechnungsnummern, lagen nicht vor. 

Auch hat das Finanzamt keine Geldverkehrsrechnung 

durchgeführt, aufgrund derer sich Anhaltspunkte für die 

Unrichtigkeit der Gewinnermittlung ergeben würden. 

Hinweise: Das Urteil sollte nicht missverstanden werden. 

Wer nämlich mit Unternehmern Verträge schließt, kommt 

um eine fortlaufende Nummerierung der Rechnung nicht 

umhin, weil der Vertragspartner eine ordnungsgemäße 

Rechnung mit einer fortlaufenden Rechnungsnummer benö-

tigt, um den Vorsteuerabzug geltend zu machen. Dabei ist 

es umsatzsteuerlich nicht schädlich, wenn separate Rech-

nungsnummernkreise verwendet werden, z. B. je nach Bun-

desland mit einem Buchstabenzusatz für das jeweilige Land 

(z. B. B1 für Berlin oder HH1 für Hamburg). 

Wer hingegen nur mit Privatkunden Verträge schließt, muss 

bei der Einnahmen-Überschussrechnung keine fortlaufende 
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Rechnungsnummer verwenden, sondern kann bewusst eine 

lückenhafte Nummerierung verwenden, wie das FG deutlich 

macht. Hiervon ist allerdings der Fall zu unterscheiden, in 

dem sich der Unternehmer zu einer lückenlosen Nummerie-

rung entschieden hat, die Rechnungen dann aber tatsäch-

lich Lücken bei der Nummerierung aufweisen. Hier wird das 

Finanzamt grundsätzlich zu Recht von einer unvollständigen 

Einnahmenerfassung ausgehen dürfen und Hinzuschätzun-

gen vornehmen. 

Arbeitgeber/Arbeitnehmer 

Pauschalversteuerung bei 
Stadionbesuchen 

Lädt ein Unternehmer seine Arbeitnehmer, Geschäfts-

freunde und deren Arbeitnehmer zu Bundesligaspielen ein, 

führt dies bei den Eingeladenen zu Einnahmen, so dass eine 

sog. Pauschalversteuerung von 30 % durch den Unterneh-

mer in Betracht kommt. 

Hintergrund: Unternehmer können Sachzuwendungen oder 

Geschenke an Geschäftsfreunde einer pauschalen Einkom-

mensteuer von 30 Prozent unterwerfen und damit die Be-

steuerung für den Geschäftsfreund übernehmen. Gleiches 

gilt bei betrieblich veranlassten Sachzuwendungen an ei-

gene Arbeitnehmer, die zusätzlich zum ohnehin geschulde-

ten Arbeitslohn erbracht werden. 

Streitfall: Die Klägerin war eine GmbH, die fünf Dauerkarten 

für einen Fußball-Bundesligaverein erwarb. Sie lud ihre ei-

genen Arbeitnehmer, Geschäftsfreunde und deren Arbeit-

nehmer zu Spielen ein und setzte einen Teil der Kosten als 

Werbeaufwand steuerlich ab. Das Finanzamt sah in der Ein-

ladung einen geldwerten steuerpflichtigen Vorteil für die Ein-

geladenen und forderte von dem Unternehmer eine Pau-

schalsteuer von 30 Prozent. 

Entscheidung: Das Finanzgericht Bremen (FG) folgte der 

Auffassung des Finanzamts und wies die hiergegen gerich-

tete Klage ab: 

 Der Besuch eines Bundesligaspiels, einschließlich Busi-

ness-Seat, Hostessenservice und Besuch des VIP-Clubs 

vor und nach dem Spiel, gehört zur Freizeitveranstaltung 

und begründet damit einen geldwerten Vorteil beim Einge-

ladenen. 

 Dies gilt auch für die eingeladenen eigenen Arbeitnehmer, 

da diese vorliegend während des Bundesligaspiels keine 

betrieblichen Aufgaben erfüllen mussten. 

 Die Bemessungsgrundlage für die Pauschalsteuer ist 

nicht um einen Aufwand für Werbung zu kürzen. Zwar 

kann nach Auffassung der Finanzverwaltung beim Erwerb 

von sog. VIP-Logen ein Anteil von 40 Prozent als Werbe-

aufwand abgezogen werden. Die Klägerin hatte jedoch 

keine Werbeleistungen erhalten und daher auch keinen 

Werbeaufwand getätigt. 

Hinweise: Die Annahme eines geldwerten Vorteils für die Ar-

beitnehmer der Geschäftsfreunde ist nicht zwingend, da die 

Klägerin nicht die Arbeitgeberin der Arbeitnehmer ihrer Ge-

schäftsfreunde war; von einem Dritten wie der Klägerin kann 

Arbeitslohn jedoch nur dann gezahlt werden, wenn der Ar-

beitgeber (Geschäftsfreund der Klägerin) weiß oder erken-

nen kann, dass derartige Vergütungen gezahlt werden. Hat 

die Klägerin die Arbeitnehmer ihres Geschäftsfreundes ohne 

Wissen des Geschäftsfreundes eingeladen, läge wohl kein 

Arbeitslohn vor. Eine Pauschalversteuerung wäre dann nicht 

zulässig. 

Schließlich ist zu beachten, dass der sog. VIP-Logen-Erlass 

der Finanzverwaltung, der einen abziehbaren Anteil für Wer-

beaufwand unterstellt, im Streitfall keinen Teilerfolg brachte. 

Für das FG war entscheidend, dass es sich nicht um die An-

mietung einer Loge, sondern nur um sog. Business-Seats 

handelte. Bei Business-Seats geht die Finanzverwaltung da-

von aus, dass der gesamte Preis auf die Eintrittskarte und 

die Verpflegung entfällt, nicht aber auch auf Werbung. 

Alle Steuerzahler 

Außenputz und Außenanlagen eines 
Neubaus 

Wird bei einem Neubau erstmalig ein Außenputz ange-

bracht, ein Gartenzaun aufgestellt, Rollrasen ausgelegt und 

eine Einfahrt auf das Grundstück gepflastert, handelt es sich 

nicht um steuerlich begünstigte Handwerkerleistungen. 

Denn die Arbeiten stehen in Zusammenhang mit einem Neu-

bau. 

Hintergrund: Für Handwerkerleistungen für Renovierungs-, 

Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen im Haushalt 

des Steuerpflichtigen wird eine Steuerermäßigung von 20 

Prozent auf den in der Rechnung ausgewiesenen Arbeits-

kostenanteil gewährt, höchstens 1.200 €. Dieser Ermäßi-

gungsbetrag wird unmittelbar von der Steuer abgezogen. 

Streitfall: Die Kläger ließen auf ihrem Grundstück ein Einfa-

milienhaus durch E errichten. Der Bauvertrag sah auch die 

Anbringung des Außenputzes vor, nicht aber die Erstellung 

von Außenanlagen. Die Abnahme des Neubaus erfolgte im 

März 2014. Dem Abnahmeprotokoll zufolge fehlte noch der 

Außenputz. Die Kläger zogen nach der Abnahme in das 

Haus ein. Im Juni 2014 wurde von E der Außenputz ange-

bracht und durch K ein Rollrasen im Garten verlegt, ein 41 

Meter langer Zaun aufgestellt und eine Einfahrt gepflastert. 

Die Kläger machten den Arbeitskostenanteil der von E und 

K gestellten Rechnungsbeträge als steuerbegünstigte Hand-

werkerleistungen geltend, die das Finanzamt nicht aner-

kannte. 

Entscheidung: Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG) 

wies die hiergegen gerichtete Klage ab: 

 Handwerkerleistungen sind nur dann begünstigt, wenn sie 

in einem vorhandenen Haushalt erbracht werden. Damit 

scheiden solche Handwerkerleistungen aus, die im Zusam-

menhang mit einem Neubau stehen. 

 Die Anbringung des Außenputzes durch den Handwerker 

E war Teil des Bauvertrags und gehörte damit zum Neu-

bau. Unbeachtlich war, dass die Kläger vor der Anbringung 

des Außenputzes in das Haus eingezogen waren. Der Ein-

zug in das Haus im März 2014 löste den Zusammenhang 
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mit dem Neubau nicht, zumal zwischen Einzug und Anbrin-

gung des Außenputzes im Juni 2014 lediglich drei Monate 

lagen. 

 Auch der Rollrasen, der Zaun und die gepflasterte Einfahrt 

gehörten zum Neubau. Denn es waren vorher keine ver-

gleichbaren Außenanlagen vorhanden, die hätten reno-

viert, modernisiert oder instandgehalten werden können. 

Auch insoweit war ein zeitlicher Zusammenhang mit dem 

Neubau anzunehmen, da die Außenanlagen innerhalb von 

drei Monaten nach Fertigstellung des Hauses angebracht 

wurden. 

Hinweise: Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof 

(BFH) zugelassen, weil bislang ein genauer Maßstab für die 

Abgrenzung zwischen Neubau und begünstigter Baumaß-

nahme fehlt. Im Streitfall lässt sich die Anbringung des Au-

ßenputzes relativ klar als Neubaumaßnahme einstufen, weil 

diese Baumaßnahme bereits im Bauvertrag vereinbart war. 

E hatte den auf den Außenputz entfallenden Betrag geson-

dert abgerechnet und dafür für den Hausbau entsprechend 

weniger verlangt. 

Bei den Außenanlagen ist dies schwieriger zu beurteilen, 

weil diese häufiger erst längere Zeit nach dem Einzug in den 

Neubau vorgenommen werden, z. B. Gartenarbeiten im 

nächsten oder übernächsten Sommer. Der BFH wird nun 

Grundsätze für diese Abgrenzung entwickeln müssen. 

Nachweis eines niedrigeren 
Grundstückswerts bei einer Schenkung 

Zwar kann bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer mit Hilfe 

eines Sachverständigengutachtens ein niedrigerer Grund-

stückswert nachgewiesen werden. Das Sachverständigen-

gutachten muss aber ordnungsgemäß erstellt worden sein: 

Neben der Beachtung der gesetzlichen Vorgaben für die 

Grundstücksbewertung müssen die Begutachtungsgrundla-

gen zutreffend erhoben und dokumentiert worden sein. 

Hintergrund: Werden Grundstücke vererbt oder verschenkt, 

muss der Wert des Grundstücks ermittelt werden, um Erb-

schaft- und Schenkungsteuer festsetzen zu können. Hierzu 

gibt es verschiedene Bewertungsverfahren, die von der Art 

und Nutzung des Hauses abhängig sind. Bei vermieteten 

Wohnimmobilien ist z. B. das Ertragswertverfahren vorgese-

hen. Der Steuerpflichtige hat jedoch die Möglichkeit, durch 

ein Gutachten einen niedrigeren gemeinen Wert nachzuwei-

sen. 

Streitfall: Dem Kläger wurde 2007 ein Miethaus geschenkt, 

das 1900 gebaut und seitdem nicht mehr saniert worden 

war. Für die Bemessungsgrundlage bei der Schenkung-

steuer ließ der Kläger ein Sachverständigengutachten er-

stellen. Der Sachverständige ermittelte einen sog. Ertrags-

wert der Immobilie von 800.000 € und zog hiervon einen Sa-

nierungsstau in Höhe von 170.000 € ab. Den Betrag ermit-

telte der Gutachter im Rahmen einer Ortsbesichtigung, bei 

der er die Immobilie von außen und eine von 17 Wohnungen 

auch im Innenbereich besichtigt hatte. Das Finanzamt er-

kannte einen Sanierungsstau nur in Höhe von 101.000 € an 

und setzte den Wert für die Schenkungsteuer auf 699.000 € 

fest (800.000 € Ertragswert abzüglich 101.000 € Sanie-

rungsstau). 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) wies die hierge-

gen gerichtete Klage ab: 

 Nur ein ordnungsgemäß erstelltes Gutachten ist für den 

Nachweis eines niedrigeren Grundstückswertes geeignet. 

Dies setzt zunächst voraus, dass der Gutachter die gesetz-

lichen Vorgaben für die Grundstücksbewertung beachtet; 

das Gutachten muss also eine methodische Qualität auf-

weisen. 

 Zum anderen muss der Gutachter das Grundstück ein-

schließlich Gebäude auch besichtigen und die Grundlagen, 

auf die er seine Bewertung stützt, dokumentieren. Er darf 

sich nicht nur auf Auskünfte des Auftraggebers oder auf 

seine jahrelange Erfahrung stützen. 

 Im Streitfall hat der Gutachter zwar zutreffend das sog. Er-

tragswertverfahren angewendet, bei dem der Grundstücks-

wert aus den Bodenpreisen und dem Mietertrag abgeleitet 

wird. Hierbei kann auch ein Sanierungsstau wertmindernd 

berücksichtigt werden. Der Gutachter hat jedoch bei der Er-

mittlung des Ertragswertes die erzielten Mieten zu Grunde 

gelegt und dann einen Sanierungsstau abgezogen. Gleich-

zeitig hat er darauf hingewiesen, dass nach der Sanierung 

höhere Mieten erzielt werden können. Insofern hat er den 

wegen des Instandsetzungsbedarfs vorzunehmenden Ab-

schlag vom Ertragswert zu hoch angesetzt. 

 Außerdem hat der Gutachter nur eine einzige Wohnung, 

die leer stand, besichtigt, nicht aber die 16 vermieteten 

Wohnungen. Er konnte daher den Sanierungsbedarf für die 

vermieteten Wohnungen nicht feststellen, sondern hat sich 

insoweit nur auf die Angaben des Klägers und auf seine 

eigene Erfahrung verlassen. Damit sind die Begutach-

tungsgrundlagen nicht ausreichend erhoben und doku-

mentiert worden. 

Hinweis: In der Praxis muss darauf geachtet werden, dass 

der Gutachter ordnungsgemäß arbeitet und sich das Grund-

stück umfassend anschaut, wenn er Bewertungsabschläge 

vornimmt. Der Gutachter darf sich insoweit nicht auf die Aus-

sagen des Steuerpflichtigen stützen. Je weniger der Gutach-

ter selbst ermittelt hat, desto niedriger ist der Nachweiswert 

seines Gutachtens. Wegen der Beweislast geht dies dann 

zu Lasten des Steuerpflichtigen. 

Vermieden werden sollten auch Fehler bei der methodi-

schen Qualität des Gutachtens. Wenn der Gutachter bereits 

bei der Ermittlung der Mieteinnahmen eine niedrige Miete 

wegen der Mängel der Immobilie ansetzt, darf er den Mangel 

nicht noch zusätzlich vom Mietwert abziehen. 


